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Drucksache 1447 


Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juni 1955 


An den Herrn Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 142. Sitzung 
am 10. Juni 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 25. Mai 1955 verabschiedeten 

Gesetzes über Änderungen von Vorschriften 
des Zweiten Buches der Reichsversicherungs- 
ordnung und zur Ergänzung des Sozialgerichts- 
gesetzes (Gesetz über Kassenarztrecht - GKAR) 

- Drucksachen 528, 1313 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergeben- 
den Gründen einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 10. Juqi 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 27. Mai 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck: Buchdruckerel Peter Meier, Buisdorf/ SAegtour^r 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 

Telefon SMl 



Anlage 

Bundesrat 


Betr. : Gesetz über Änderungen von Vorschriften des Zweiten Buches der 
Reichsversicherungsordnung und zur Ergänzung des Sozialgeridits- 
gesetzes (Gesetz über Kassenarztrecht - GKAR) 


1. § 368 b Abs. 6 Satz 3 ist wie folgt zu 
fassen : 

„Die Berufungsausschüsse bestehen aus einem 
Vorsitzenden, ^der die 'Befähigung zum 
Richteramt oder auf Grund der gesetz- 
lich vorgeschricbenen Prüfungen zum 
höheren Verwaltungsdienst haben muß, 
und aus Vertretern der Ärzte und der 
Krankenkassen in gleicher Zahl als Bei- 
sitzer.” 

Begründung; 

Durch die Änderung sollen die zum höheren 
Verwaltungsdienst Befähigten den zum 
Richteramt Befähigten - einer allgemeinen 
Übung entsprechend - gleichgestellt werden- 
Außerdem besteht im Hinblick auf die Ver- 
^^rirlifvordnumi und die Finanz- 
geridusordnung ein sacnu-lies Bedürfnis 
für die Gleidtstellung. 

2. Dem § 368 f Abs. 3 ist folgender Satz 
anzufügen : 

„Gegen den Willen einer Vertragspartei 
kann eine solche Vereinbarung' nicht durch 
eine Entscheidung des Schiedsamts (§ 368h) 
ersetzt werden.” 

Begründung 

Die weitreichenden Folgen, die ein Wechsel 
des Honorarsystems in wirtschaftlicher Hin- 
sicht bei beiden Vertragsparteien auslösen 
kann, lassen es nicht geboten ersdicincn, 
die Entscheidung über die von Abs. 2 ab- 
weichende Regelung der Honorarfrage dem 
ScEiedsamt zu überlassen; sie muß eine 
Angelegenheit der Selbstverwaltung blei- 
ben. Dies um so mehr, als die nach den 
Beschlüssen des Bundestages vorgesehene 
Berufung an das Bundesschiedsamt aus 
verfassungsrechtlichen Gründen nicht zu- 
lässig ist. 


3. § 368 g Abs, 2 Satz 3 ist wie folgt zu 
fassen ; 

„Die Kassenärztlichen Vereinigungen kön- 
nen durch Vereinbarungen mit den Lan- 
desverbänden der Krankenkassen die 
Bundesmantelverträge für ihren Bereich 
übernehmen oder nach Maßgabe bezirk- 
licher Bedürfnisse ändern oder ergänzen 
(Landesmantel Verträge). ” 

Begründung 

Die Kassenärztlichen Bundesvercinigungen 
können nicht Verträge für die Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen mit bindender Wir- 
kung abschließen, weil eine Unterordnung 
im Verhältnis zwischen Bundesvereinigung 
und Landesvercinigung nach Art. 87 
Abs. 3 GG unzulässig ist. Die vorgcschla- 
gene Fassung des § 368 g Abs. 2 Satz 3 
stellt es deshalb in das Ermessen der 
Kassenärztlichen Vereinigungen und der 
Landesverbände der Krankenkassen, ob 
und inwieweit sie den Bundesmantelver- 
trag übernehmen wollen. 

4. § 368 g Abs. 3 ist wie folgt zu fassen ; 

„(3) Zum Absdiluß von Gesamtver- 
verträgen mit Krankenkassen, deren Bereidi 
sich über den Bereich einer Kassenärzt- 
lichen Vereinigung hinaus erstreckt, sollen 
die beteiligten Kassenärztlichen Vereini- 
gungen die Kassenärztliche Bundesvereini- 
gung bevollmächtigen.” 

Begründung 

Der letzte Halbsatz des Abs. 3 berührt 
lediglich den Gesichtspunkt der Über- und 
Unterordnung. Es wird durch die jetzige 
Formulierung auch nicht erreicht, daß die 
etwa abgeschlossenen Gesamtverträge der 
Kassenärztlichen Bundesvcrcinigung Ver- 
pflichtungen für den einzelnen Kassenarzt 
auslösen. 
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Um sowohl das Über- und Unterordnungs- 
verhältnis auszuräumen als auch die Ver- 
bindlichkeit für den einzelnen Kassenarzt 
festzulegcn, wird die vorstehende Fassung 
vorgcschlagen. Mit dieser Fassung wird 
eine einheitliche Regelung für den jewei- 
ligen Bereich einer bundesunmictelbaren 
Kasse angestrebt. 

5. In § 368 g 1 Abs. 1 Satz 3 sind die 
Worte „und 3” zu streichen. 

Begründung 

Folge aus der Änderung des § 368 g Abs. 3 
(lfd. Nr. 4). 

6. § 368 h Abs. 2 Satz 1 ist wie folgt zu 
fassen : 

„Die Landesschiedsämter bestehen aus einem 
Vorsiizenucn, der die Befähigung zum 
Riditeramt oder auf Grund der gesetzlich 
vorgeschriebenen Prüfungen zum höheren 
Verwaltungsdienst haben muß, sevie aus 
Vertretern der Ärzte und der Kranken- 
kassen in gleicher Zahl.” 

Begründung: 

s. Begründung zu § 368 b Abs. 6 Satz 3 
(lfd. Nr. 1). 

7. a) § 368 h Abs. 5 ist zu streichen. 

b) Der bisherige § 368 h Abs. 6 wird neuer 
Abs. 5 und erhält folgende Fassung: 

„(5) Soweit die Schiedsämter nach 
Absatz 4 zuständig sind, findet ein Vor- 
verfahren nicht statt.” 

c) § 368 h Abs. 7 und 8 werden § 368 h 
Abs. 6 und 7. 

d) In Artikel 2 Nr. 3 und 4 wird jeweils 
das Wort „Bundesschiedsamt” durch das 
Wort „Schiedsamt” ersetzt. 

Begrü ndung 

Die Schiedsämter sind keine besonderen 
Verwaltungsgerichte, wie sich einwandfrei 
aus § 368 h Abs. 5 letzter Satz und 
Abs. 6 der vom Deutschen Bundestag 
beschlossenen Fassung ergibt. Der vor- 
gesehene Rechtszug von den Landes- 
schiedsämtern an das Bundesschiedsamt 
ist daher verfassungsrechtlich nidit zu- 
lässig, da das Grundgesetz im Bereich 
der landeseigenen Verwaltung eine Prü- 
fung von Verwaltungsakten einer Lan- 
desbehörde durch eine Bundesbehörde 


nicht zuläßt. Durch einen derartigen 
Instanzenzug würde eine Landosstelle 
einer Stelle der Bundesverwaltung unter- 
geordnet werden. Nach dem Grund- 
gesetz stehen aber Bund und Länder 
zueinander im Ve*"hältnis der rechtlichen 
Gleichordnung, nicht der Über- und 
Unterordnung. Im Bereich der landes- 
eigenen Verwaltung regelt sich die Zu- 
lässigkeit einer Einwirkung von Stellen 
der Bundesverwaltung auf Landesbehör- 
den ausschließlich nach Art. 84 GG, der 
hier nicht ^in Betracht kommt. Die 
Grundsätze der sogenannten „unzuläs- 
sigen Mischverwaltung” gelten auch für 
das Verhältnis bundesunmittelbarer Kör- 
perschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts zu laiidesunmittclbaren 
Körperschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts. Andernfalls würde Art. 87 
Abs. 3 Satz 1 GG seinen Sion verlieren, 
da sonst auf dem Umweg über dit Errich- 
tung von bundesunmittelbaren Körper- ' 
schaffen und Anstalten des öffentlichen 
Rechts Einwirkungsmöglichkeiten auf die 
Landes V e r wal tun g geg ründet v^er den 
können. 

8. § 368 h Abs. 8 Nr. 3 ist wie folgt zu 
fassen : 

„3. das Verfahren entsprcdicnd den Grund- 
sätzen des Vorverfahrens in der Sozial- 
gerichtsbarkeit,”. 

Begründung 

Nähere Konkretisierung der Ermächtigung 
entsprechend § 368 c Abs. 2 Nr. 7. 

9. § 368 1 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begrün düng 

Diese Vorschrift würde eine Unterstellung 
der Kassenärztlichen Vereinigungen unter 
die Bundes Vereinigungen zur Folge haben 
und ist mit Art. 87 Abs. 3 GG nicht zu 
vereinbaren. Sie wird durch die vorge- 
schlagene Fassung des § 368 g Abs. 3 
auch entbehrlich. 

10. § 368 I Abs. 5 ist zu streichen. 
Begründung 

Für die in § 368 1 Abs. 5 vorgesehene 
Regelung fehlt dem Bund die Gesetz- 
gebungskompetenz. Unter dem Gesichts- 
punkt des Sachzusammenhangs mi: dem 
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Kassenarzt recht läßt sich die Kompetenz 
des Bundes nicht begründen. Es sei in 
diesem Zusammenhang insbesondere auf 
das Rechtsgutachten des Bundesverfassungs- 
gerichts über die Zuständigkeit des Bundes 
zum Erlaß eines Baugesetzes vom 16. 
Juni 1954 verwiesen. 

Mangels einer Gesetzgebungszuständigkeit 
als solcher kann auch nicht durch Bundes- 
gesetz vorgesehen werden, daß die Satzung 
der Kassenärztlichen Vereinigung Rege- 
lungen über die Versorgung der Kassen- 
ärzte und ihrer Hinterbliebenen trifft, 
und sei es auch nur in der Form einer 
Kannvorschrift. 

Eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
kann auch nicht unter dem Gesichtspunkt 
begründet werden, daß der Begriff „So- 
zialversicherung” (Art. 74 Nr. 12 GG) 
aus dem Grundsatz des Art. 20 Abs. 1 GG 
(sozialer Bundesstaat) eine materiell-recht- 
liche Ausweitung erfährt; denn die Be- 
stimmungen des Grundgesetzes über die 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes sind 
als Ausnahme von dem Grundsatz der 
Gesetzgebungskompetenz der Länder 
(Art. 70 GG) nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen eng auszulegen und einer 
erweiternden Auslegung (vgl. das oben- 
genannte Rechtsgutachten des Bundesver- 
fassungsgerichts) nicht fähig. Deshalb ist 
es nicht zulässig, die Gesetzgebungs- 
Zuständigkeit des Bundes für diese Be- 
stimmung aus Art. 74 Nr. 12 GG in 
Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG her- 
zuleiten. 

Selbst wenn man aber mit dieser Be- 
gründung eine Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes annehmen wollte, so ergäben 
sich bei der in § 368 1 Abs. 5 vorgese- 
henen Regelung schwerwiegende Bedenken 
daraus, daß lediglich für die nach dem 
Gesicht'^punkt der zufälligen Eigenschaft 
als Kassenarzt bestimmte Berufsgruppe 
eine Versorgung in Betracht kommen 
soll. Da nicht zu erkennen ist, daß 
irgendwelche fachlichen Gesichtspunkte 
die Beschränkung der Altersversorgung 
auf diese Berufsgruppe rechtfertigt, wie 
dies in den besonders gelagerten Fällen 
der Seelotsen und der Schornsteinfeger 


ohne Beeinträchtigung des Gleichheits- 
grundsatzes noch angenommen werden 
könnte, muß dieser Absatz gestrichen 
werden. 

1 1 . § 368 m Abs. 3 

In Satz 1 sind die Worte „von den 
Kassenärztlichen Bundesvereinigungen” zu 
streichen, 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Kassenärztlichen Bundesvereinigun- 
gen haben im Einvernehmen mit den 
Kassenärztlichen Vereinigungen die über- 
bezlrkliche Durchführung der kassen- 
ärztlichicn Versorgung und den Zahlungs- 
ausgleich hierfür zwischen den Kassen- 
ärzilichen Vereinigungen zu regeln.” 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der ver- 
fassungsrechtlich notwendigen Änderung 
des § 368 g Abs. 3 (lfd. Nr. 4). 

12. § 368 o Abs, 2 letzter Halbsatz ist wie 
folgt zu fassen: 

„so erläßt der Bundesminister für Arbeit 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die erforderlichen Vor- 
schriften.” 

Begründung 

Die Wiederherstellung der Fassung des 
Entwurfs wird für notwendig gehalten, 
da ein behördliches Einschreiten nur dann 
erforderlich ist, wenn die Beteiligten ge- 
bunden werden sollen. 

1 3. Artikel 3 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 ist wie 
folgt zu ergänzen; 

„, sowie auf die Dauer von drei Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes für 
die übrigen Polikliniken.” 

Begründung 

Die für die ärztliche Versorgung der Ver- 
sicherten in Berlin z. Z. tätigen Polikli- 
niken, die nicht mit Aufgaben von 
Universitäts-Polikliniken betraut sind, 
können ihre Tätigkeit nicht unmittelbar 
mit dem Inkrafttreten des Gesetzes ein- 
stellen. Deshalb sicht die Ergänzung eine 
Übergangsregelung vor. 
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